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Amtliche Bekanntmachung 

 
10/58 
Gültigkeit der Wahl zum Integrationsausschuss vom 7. Februar 2010 in Remscheid 
 
Gemäß § 65 der Kommunalwahlordnung in der zur Zeit gültigen Fassung wird öffentlich bekannt gemacht, dass der 
Rat der Stadt Remscheid in seiner Sitzung am 15.04.2010 folgenden Beschluss gefasst hat: 
 
• Die Wahl zum Integrationsausschuss vom 07.02.2010 wird gem. § 40 Abs. 1 Buchstabe b Kommunalwahlgesetz 
 (KWahlG) für ungültig erklärt und eine Wiederholungswahl angeordnet. 
 
• Da sich die festgestellten Unregelmäßigkeiten auf mehr als die Hälfte der Wahlbezirke erstrecken,  
 ist die Wahl gem. § 42 Abs. 1 KWahlG im ganzen Wahlgebiet zu wiederholen. 
 
• Bei der Wiederholungswahl ist nicht nach denselben Wahlvorschlägen wie bei der für ungültig zu erklärenden 
 Wahl zu wählen (42 Abs. 2 KWahlG). 
 
Gegen den Beschluss der Vertretung nach § 40 Abs. 1 kann gemäß § 41 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage steht auch der Aufsichtsbehörde zu. Ein Vorverfahren 
nach dem 8. Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
Remscheid, den 19.04.2010 
Die Wahlleiterin 
gez. Schütte 

 
 

 
 


